
 

 

 

 

 

 

 

Zulassungssitze nach § 10 Abs. 1 BORA: RA Bernard: Klingholzstraße 7, 65189 Wiesbaden; RAe Korn, Guettat, Deus-Cörper, Hery, Skaric-Karstens, Thibaut: 

Hindenburgplatz 3, 55118 Mainz; RAe Hartmann, Berneit, Wöllstein: Stromberger Straße 2, 55545 Bad Kreuznach; RAin Hamed: Bienenbergweg 9, 65375 Oestrich-Winkel 

 

In den Normenkontrollverfahren 
Mögele, Thomas ./. Freistaat Bayern 
20 N 20.750 
20 N 20.844 
20 N 20.1014 
 
 
wird beantragt,  

 

bis längstens zum 23. September 2020 einen Termin zur 

mündlichen Verhandlung, der spätestens am 26. Oktober 2020 

stattfindet, zu bestimmen.  

 
 

Begründung 
 

In den hiesigen Verfahren begehrt der Antragsteller die rechtliche 

Überprüfung der massivsten Grundrechtseinschränkungen in der 

Geschichte der Bundesrepublik Deutschland sowie des Freistaats 

Bayern.  

 

Mit Anträgen vom 8. April (BayIfSMV), 20. April (2. BayIfSMV) und 

vom 3. Mai 2020 (3. BayIfSMV) beanstandete er jeweils im Rahmen eines 

Normenkontrollverfahrens zahlreiche Bestimmungen der jeweils 

gültigen Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung.  

DATUM  AKTENZEICHEN  DURCHWAHL  E-MAIL 
15.09.2020  0338/2020-JH  (06131) 5547666  hamed@ckb-anwaelte.de 

Nur per beA 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 
20. Senat Ansbach 
Montgelasplatz 1 
91522 Ansbach 

Bitte sofort vorlegen! 
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Vor dem Hintergrund, dass einerseits immer noch massive 

Grundrechtseinschränkungen bestehen (6. BayIfSMV) und anderseits 

die konkrete Gefahr der erneuten Verschärfung der „Anti-Corona-

Maßnahmen“ im Raum steht 

 

https://www.br.de/nachrichten/bayern/mehrere-kommunen-

in-bayern-ueber-kritischen-corona-wert,SAMnjHF; 

https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-hotspot-

wuerzburg-verschaerft-kontaktbeschraenkungen,SAUKX7l  

 

ist es offenkundig zwingend erforderlich über die Rechtmäßigkeit 

des Regierungshandeln zeitnah zu entscheiden.  

 

Das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten soll den 

verfassungsrechtlich verbürgten Anspruch der Bürger*innen auf 

effektiven Rechtsschutz verwirklichen. Effektiver Rechtsschutz bedeutet 

auch rechtzeitiger Rechtsschutz.  

 

Seit der ersten Antragstellung am 8. April 2020 sind mehr als fünf 

Monate vergangen. Ein längeres Zuwarten ist für den Antragsteller und 

alle von den Maßnahmen betroffenen Bürger*innen des Freistaats nicht 

mehr zumutbar.   

 

Die bereits in zahlreichen Schriftsätzen dargelegten erheblichen 

verfassungsrechtlichen Bedenken haben sich durch die Ausführungen 

des Gesundheitsministeriums in deren Stellungnahme vom 22. Juli 2020 

verstärkt. 

 

Eine endgültige Bestätigung für die sich ohnehin aufdrängende 

Vermutung, dass den Grundrechtseinschränkungen, bzw. der 

Suspendierung gleich mehrere Grundrechte keine 

Verhältnismäßigkeitsprüfung vorausging, ist spätestens in der 

öffentlichen Äußerung des Staatsekretärs des Bayerische 

Gesundheitsministeriums zu sehen. In einem BR-Bericht vom 11.09.2020 

https://www.br.de/nachrichten/bayern/mehrere-kommunen-in-bayern-ueber-kritischen-corona-wert,SAMnjHF
https://www.br.de/nachrichten/bayern/mehrere-kommunen-in-bayern-ueber-kritischen-corona-wert,SAMnjHF
https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-hotspot-wuerzburg-verschaerft-kontaktbeschraenkungen,SAUKX7l
https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-hotspot-wuerzburg-verschaerft-kontaktbeschraenkungen,SAUKX7l
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äußerte sich Klaus Holetschek in dem Zusammenhang wie folgt 

(Hervorhebungen durch die Unterzeichnerin):  

 

"Aber Transparenz wurde ja hergestellt. Und ich glaube, es gibt 

auch Dokumente, die das beweisen. Es geht doch um die 

Grundsatzfrage: Wir sind in einer Pandemie, für die es keine 

Blaupause gab. Weltweite Ansteckungen. Da war Handeln 

gefordert. Und die Basis sind die Berichte der Wissenschaftler, 

der Mediziner, die öffentlich zugänglich waren. Und deswegen 

kann ich die Diskussion über Akten nicht verstehen. Politik 

muss für die Menschen handeln und für die Menschen da 

sein." 

 

https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-beschluesse-in-

bayern-keine-akten-vorhanden,SAHjUHd  

 

Die Aussage lässt erkennen, dass dem Ministerium offensichtlich nicht 

einmal bewusst war, dass es überhaupt eine Abwägung der 

verschiedenen betroffenen Rechtsgüter hätte vornehmen müssen. Noch 

nicht einmal eine Fehlereinsicht lässt das überheblich anmutende 

Auftreten des Staatsekretärs erkennen.  

 

Die Befürchtung, dass der Antragsgegner alles - ohne Wenn und Aber – 

einem seuchenpolitischen Imperativ untergeordnet hat, hat sich damit 

nach hiesiger Auffassung endgültig bestätigt.  

 

Darüber hinaus offenbart die Aussage auch ein sehr fragwürdiges 

Verständnis von rechtstaatlichen Grundsätzen. Staatsekretär Holetschek 

gibt an, die Aufregung um die Akten nicht zu verstehen und suggeriert 

mit seiner Aussage, dass es sich bei dem hiesigen Anliegen um eine 

belanglose Spitzfindigkeit handle.  

 

Die hier vertretene Rechtsansicht, dass eine Aktenführung 

selbstverständlich zwingend hätte erfolgen müssen, bestätigt auch der 

https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-beschluesse-in-bayern-keine-akten-vorhanden,SAHjUHd
https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-beschluesse-in-bayern-keine-akten-vorhanden,SAHjUHd
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Regensburger Universitätsprofessor Gerrit Manssen im selben 

Fernsehbeitrag (Hervorhebungen durch die Unterzeichnerin) 

 

„Ausdrücklich gesetzliche Anweisungen dazu gibt es keine, aber 

es folgt natürlich aus der Grundrechtsbedeutung dieser Corona-

Maßnahmen und auch aus den Anforderungen einer 

rechtsstaatlichen Verwaltung, dass man 

Entscheidungsgrundlagen dokumentiert, um die Überprüfung 

durch die Gerichte hinterher auch möglich zu machen.“  

 

https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-beschluesse-in-

bayern-keine-akten-vorhanden,SAHjUHd  

 

An dieser Stelle wird der Antragsgegner in Bezug auf seine 

zweifelhaften Ansichten zur Aktenführungspflicht auch auf die 

Bekanntmachung der Bayerischen Staatsregierung über die Richtlinie 

zur Verhütung und Bekämpfung von Korruption in der öffentlichen 

Verwaltung (Korruptionsbekämpfungsrichtlinie – KorruR) vom 13. 

April 2004 (AllMBl. S. 87, StAnz. Nr. 17, KWMBl. I S. 124), die durch 

Bekanntmachung vom 14. September 2010 (AllMBl. S. 243) geändert 

worden ist, aufmerksam gemacht. 

 

Dort werden u.a. konkrete Vorgaben für die Aktenführung gemacht: 

 

 

 

Die Richtlinie ist auch für die betroffenen Ministerien, als oberste 

Landesbehörden, anwendbar. 

 

https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-beschluesse-in-bayern-keine-akten-vorhanden,SAHjUHd
https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-beschluesse-in-bayern-keine-akten-vorhanden,SAHjUHd
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Die hier vertretene Rechtsaufassung steht im Übrigen auch im Einklang 

mit der Auffassung der Bundesregierung.  

 

Diese hat am 13.05.2019 in der Antwort auf eine Kleine Anfrage der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen u.a. folgende Ausführungen gemacht 

(Hervorhebungen durch die Unterzeichnerin): 

 

„Die Grundsätze ordnungsgemäßer Aktenführung bilden die 

Grundlage erfolgreicher Transparenzansprüche gegenüber 

Regierung und Verwaltung. So sind sämtliche Behörden 

gehalten, die wesentlichen, den sachbezogenen Gesche-

hensablauf belegenden Informationen und Daten für den 

gesamten Vorgangszeitraum zu dokumentieren. Die konkrete 

Umsetzung dieser aus dem Rechtsstaatsprinzip herzuleitenden, 

eigenständigen behördlichen Pflichten entscheidet über die 

Umsetzbarkeit von Informationsfreiheitsansprüchen (vgl. 

Schoch, Kommentar zum Informationsfreiheitsgesetz (IFG), 2. 

Auflage, 2016, Rdnr. 43). Auch für den Zugang von 

Journalistinnen und Journalisten zu Informationen über 

behördliche und politische Tätigkeiten ist eine ordnungsgemäße 

Aktenführung zentral. Da ein Presseauskunftsrecht, das die 

presserechtlichen Ansprüche regeln würde, auf Bundesebene aus 

Sicht der Fragesteller immer noch fehlt, kommt es immer wieder 

zu Klagen von Presseverlagen rund um die Herausgabe von 

Akten. Die Gebote der Aktenmäßigkeit, der wahrheitsgetreuen 

Aktenführung, der Authentizität und Integrität, der 

Aktensicherung, der Vollständigkeit und Nachvollziehbarkeit 

sind allerdings bislang ohne allgemeine gesetzliche Grundlage 

und nach den fachlichen Anforderungen verschiedener Be-eiche 

ausdifferenziert. Die entsprechenden Standards ergeben sich u. a. 
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aus der Registraturrichtlinie, aus Verwaltungspraxis und 

Rechtsprechung und gelten in vollem Umfang auch für digitales 

Regierungs- und Verwaltungshandeln. 

 

[…] 

 

Jegliches Verwaltungshandeln ist dem Grundsatz der 

ordnungsgemäßen Aktenführung verpflichtet, der wiederum 

auf dem Rechtsstaatsprinzip nach Artikel 20 Absatz 3 des 

Grundgesetzes (GG) beruht. Nur durch die ordnungsgemäße 

Aktenführung wird ein rechtsstaatlicher Verwaltungsvollzug, 

eine Rechtskontrolle durch Gerichte sowie Aufsichtsbehörden 

und eine Überprüfung durch die Parlamente gewährleistet. 

Alle Beschäftigten einer Behörde sind diesen Prinzipien 

verpflichtet und an die jeweils geltenden Regelungen 

gebunden. Die ordnungsgemäße Aktenführung stellt die Pflicht 

der Behörde zur Aktenmäßigkeit und Regelgebundenheit dar. 

Das Prinzip der Aktenmäßigkeit besagt unter anderem, dass 

alle entscheidungsrelevanten Unterlagen und 

Bearbeitungsschritte eines Geschäftsvorfalls in der Akte zu 

führen (Prinzip der Schriftlichkeit) sowie vollständig, 

wahrheitsgemäß und nachvollziehbar zu dokumentieren sind, 

und zwar unabhängig davon, ob eine Behörde als führendes 

Aktensystem noch papierbasiert oder elektronisch veraktet. 

Hierzu können auch Anmerkungen auf den Unterlagen selbst 

oder auf dort beigefügten (Klebe-) Zetteln gehören. Solche 

beigefügten Anmerkungen und Hinweise werden vollständig 

zur Akte genommen oder – bei elektronischer Aktenführung – 

mit eingescannt, wenn sie aktenrelevant sind. Zu den 

aktenrelevanten Unterlagen zählen alle 

entscheidungserheblichen Informationen, unabhängig davon, 

auf welchem Weg sie die Behörde erreichen. Ggf. sind 

relevante Informationen zu verschriftlichen (z. B. Telefonate 

oder SMS) bzw. auszudrucken (z. B. Eingänge per E-Mail), 
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wenn als führende Akte noch ein papierbasiertes System 

existiert. Die Digitalisierung der Verwaltungsarbeit hat zu keiner 

Veränderung des oben ausgeführten Grundsatzes einer 

ordnungsgemäßen Aktenführung geführt. 

 

[…] 

 

Unabhängig davon, ob die Bundeskanzlerin oder andere 

Kabinettsmitglieder persönliche Gespräche oder Telefonate 

führen oder ob sie per SMS kommunizieren, erfolgt eine 

geeignete Verschriftlichung des Inhaltes, soweit dieser für die 

inhaltliche Bearbeitung eines Verwaltungsvorgangs relevant 

ist. Dieser wird dann entsprechend der Registraturrichtlinie für 

das Bearbeiten und Verwalten von Schriftgut in den 

Bundesministerien (RegR) veraktet.“ 

 

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/100/1910084.pdf  

 

Hieraus wird ersichtlich, dass eine Aktenführung – auch nach 

Auffassung der amtierenden Bundesregierung – evident für die 

Nachvollziehbarkeit und Überprüfbarkeit behördlichen Handelns ist. 

Insbesondere geht aus der Antwort der Bundesregierung auch hervor, 

dass jegliche relevanten Vorgänge – mithin auch „informelle Gespräche“ 

– in geeigneter Form zu dokumentieren sind.  

 

Kritisch zur Frage der Verfassungsmäßigkeit der auch hier 

beanstandeten Maßnahmen äußerte sich am 18.08.2020 auch der 

Staatsrechtslehrer Professor Dietrich Murswiek, der seitens der Enquete-

Kommission des rheinland-pfälzischen Landtags mit einer 

Stellungnahme aus verfassungsrechtlicher Sicht zu den Anti- Corona-

Maßnahmen beauftragt wurde.  

 

Entscheidende Bedeutung misst er – zu Recht – der 

Verhältnismäßigkeitsprüfung bei und führt u.a. aus: 

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/100/1910084.pdf
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https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/vorlagen/2-12-

17.pdf  

 

Das vorgenannte Rechtsgutachten wird auch als Anlage zur Akte 

gereicht. 

 

Nach alledem ist zu konstatieren, dass den hiesigen Anträgen 

stattzugeben sein wird, da aufgrund der erwiesenermaßen nicht 

durchgeführten Verhältnismäßigkeitsprüfung gegen Art. 20 Abs. 3 GG 

verstoßen wurde und die beanstandeten Bestimmungen allesamt 

verfassungswidrig sind.  

 

 
Jessica Hamed 

Rechtsanwältin 

 
 

https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/vorlagen/2-12-17.pdf
https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/vorlagen/2-12-17.pdf

